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Was Sie schon immer über die
Piratenpartei wissen wollten...
Die Piratenpartei hat einen lustigen Namen, doch ihr Anliegen ist ernst.
Sie tritt ein:
	 • für den Schutz der Bürgerrechte nicht nur im digitalen Raum,
	 • für die Transparenz des Staates statt des Bürgers, 
	 • gegen Überwachungsstaat und Internet-Zensur,
	 • für ein zeitgemäßes Urheber- und Patentrecht
Derzeit konzentriert sich die Piratenpartei auf diese Kernthemen des 21. Jahr- 
hunderts, die von den etablierten Parteien vernachlässigt oder laienhaft bearbei-
tet werden.

Informationelle Selbstbestimmung 
Gesetze und Gesetzesvorhaben wie Internet-Sperren, Bundestrojaner, Raster-
fahndung, Vorratsdatenspeicherung, einheitliche Steuer-ID und Schüler-ID, Anti-
Terror-Datei und elektronische Gesundheitskarte gefährden die bürgerlichen 
Freiheiten. Die Piratenpartei setzt sich für das Recht auf informationelle Selbst-
bestimmung, gegen einen Überwachungsstaat ein.

Urheberrecht
Der uralte Traum, alles Wissen und alle Kultur der Menschheit zusammenzutra-
gen und für alle verfügbar zu machen, ist durch die rasante technische Entwick-
lung in greifbare Nähe gerückt. Das derzeitige Urheberrecht beschränkt jedoch 
dieses Potenzial. Sein veraltetes Verständnis von sogenanntem „geistigem 
Eigentum“ steht der angestrebten Wissens- und Informationsgesellschaft entge-
gen. Die Piratenpartei tritt für eine Reform des Urheberrechts ein. Dabei will sie 
die Rechte der Künstler ebenso schützen wie die der Nutzer. 

Patentrecht
Die Piratenpartei lehnt Patente auf Lebewesen, Gene, Geschäftsideen und Soft-
ware ab. Diese bremsen das Erfindungspotenzial und behindern die Entwicklung 
der Wissensgesellschaft, indem sie dem öffentlichen Gemeinwohl zustehende 
Werte in die Hände einiger weniger geben. 

Transparenz
Die Piratenpartei ist gegen den gläsernen Bürger und für den gläsernen Staat. 
Sie fordert die massive Stärkung der Auskunftsrechte des Bürgers gegenüber den 
staatlichen Organen. Die von ihr angestrebte Transparenz politischer Entschei-
dungen stellt nicht die Verwaltungs- und Politikvorstellungen eines überkomme-
nen Staatsbegriffs, sondern den mündigen Bürger in den Mittelpunkt staatlichen 
Handelns.

Weitere Themen
Die Piratenpartei entwickelt Positionen auch zu weiteren politischen Fragen. Bei 
diesem Prozess steht sie für neue Formen direkter Demokratie, die u.a. das Inter-
net zur Meinungsbildung und Mitarbeit nutzen. In einem öffentlich zugänglichen 
Wiki werden zur Zeit zahlreiche Themen wie Volksentscheide, Grundeinkommen, 
Reform des Steuersystems etc. kontrovers diskutiert.

Positionierung im politischen Spektrum
Die Piratenpartei steht weder links noch rechts, sondern für einen pragmati-
schen, lösungsorientierten Politikansatz ohne ideologische Scheuklappen.
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Internationale Vernetzung
Die erste Piratenpartei wurde Anfang 2006 in Schweden gegründet. Im Sep-
tember 2006 folgte die Piratenpartei Deutschland. Seit Juni 2009 gibt es in allen 
sechzehn Bundesländern Landesverbände. Mittlerweile existieren Piratenpar-
teien in rund 20 Ländern, unter anderem in den USA, Russland und Peru. Alle 
Piratenparteien teilen die gleichen Werte, sie verwenden das gleiche Logo und 
sind untereinander vernetzt.

Wahlergebnisse
In Schweden hat die Piratenpartei bei der Europawahl 7,1% der Stimmen geholt 
und damit ein Mandat im europäischen Parlament gewonnen. In der Gruppe der 
unter 30-jährigen wurde sie zweitstärkste Partei. In Deutschland hat die Piraten-
partei bei ihrer ersten bundesweiten Wahl 0,9% erreicht und ist damit berechtigt, 
staatliche Wahlkampfkostenzuschüsse zu erhalten. Seit der EU-Wahl hat sich 
in Deutschland die Zahl der Parteimitglieder verdoppelt, die Medienpräsenz ist 
sprunghaft gestiegen. Die Website der Piratenpartei war im Juni 2009 der mit 
Abstand am häufigsten besuchte Internetauftritt aller politischen Parteien in 
Deutschland.

Ziele für die Bundestagswahl 2009
Die Piratenpartei ist seit Juni 2009 durch den Übertritt des ehemaligen SPD-
Abgeordneten Jörg Tauss mit einem Abgeordneten im Bundestag vertreten. Sie 
plant den Wiedereinzug in den Bundestag in voller Fraktionsstärke und ist bereit 
für den Eintritt in eine Regierungskoalition, in der sie ihre politischen Ziele ver-
wirklichen kann.

Der Name „PIRATENPARTEI“
„Pirat“  wurde als Kampfbegriff von den Verlierern der Internet-Revolution einge-
führt - Lobbyisten der Musik- und Filmindustrie, die ihre veralteten Geschäftsmo-
delle verteidigen wollen. Sie kriminalisieren normale Internet-Nutzer, die nichts 
weiter wünschen, als an der Kultur und am Wissen der Menschheit teilzuhaben. 
Die Piratenpartei nimmt diesen Kampfbegriff auf, um in offensiver Weise eine 
Neubewertung und damit ein gesellschaftliches Umdenken einzuleiten.

Mitgliederentwicklung



Presse und Öffentlichkeitsarbeit
Fabio Reinhardt

Email
presse@berlin.piratenpartei.de

Telefon
+49 (0)30 55 49 93 58

Pressemitteilungen:
Pressemitteilung vom 15.6.2009

Piratenpartei unterstützt
SPD-interne Kritiker der Internet-Zensur

Mitglieder der Piratenpartei warben gestern beim SPD-Parteitag für den Antrag 
der SPD-Basis gegen die geplante Internet-Zensur.
Die Piratenpartei hat den Antrag einer Gruppe junger SPD-Politiker um Björn 
Böhning, Jan Mönikes und Franziska Drohsel gegen die von der Bundesregierung 
geplante Internet-Zensur unterstützt. Mitglieder der Piratenpartei verteilten 
dazu am Eingang des SPD-Parteitags Flyer an die SPD-Delegierten. Sie infor-
mierten darüber, welche Gefahr der Gesetzentwurf für die Freiheit des Internets 
darstellt und wie wirkungslos die geplanten Maßnahmen gegen die Kinderporno-
grafie tatsächlich sind.

„Wir sind alle gegen Kinderpornografie, doch deswegen eine Internet-Zensur ein-
zuführen, ist nutzlos und gefährlich“, findet Florian Bischof, Spitzenkandidat der 
Piratenpartei Berlin zur Bundestagswahl. „Wenn die Infrastruktur für Internet-
Sperren erst einmal eingeführt ist, kann sie auch auf alle anderen Themenberei-
che ausgeweitet werden.“

Antragssteller Björn Böhning (SPD) bedankte sich per Twitter ausdrücklich bei 
den Piraten für diese Aktion. Viele Delegierte des Parteitags nahmen die Flyer 
positiv auf und teilten die Auffassung der Piratenpartei zu diesem Thema.

Trotz der guten Resonanz wurde der Antrag vom SPD-Parteitag nicht einmal 
diskutiert. Stattdessen wurde ein alternativer Antrag des Bundesvorstandes 
verabschiedet. Dieser gibt zwar dem Löschen von kinderpornographischen Web-
sites Vorrang vor dem Sperren und fordert eine Beschränkung und Kontrolle der 
geplanten BKA-Liste von zu sperrenden Websites. Das Hauptproblem, dass eine 
Zensur-Infrastruktur in Deutschland geschaffen wird, bleibt jedoch bestehen.

„Wir laden die SPD-Mitglieder, die unsere Positionen zur Internet-Zensur teilen, 
herzlich ein, auch Mitglied der Piratenpartei zu werden“, sagt Florian Bischof. 
„Das SPD-Parteibuch können sie von uns aus trotzdem gern behalten.“

Die Piratenpartei ist mit 7,1% in Schweden ins Europaparlament eingezogen. Sie 
hat das Ziel, bei der Bundestagswahl über die 5%-Hürde zu kommen und in eine 
Regierungskoalition einzutreten. Dabei legt sie sich bewusst auf keines der Lager 
fest. Sie ist für jede Koalition offen, in der sie ihre politischen Ziele verwirklichen 
kann.
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Pressemitteilung vom 18.6.2009

Digitaler Protest wird auf die Straßen getragen – 
Piratenpartei Berlin ruft zur Demonstration
gegen Aufbau von Zensurinfrastruktur auf

Trotz Protesten von weiten Teilen der Bevölkerung hat sich die Regierung auf 
die Errichtung einer staatlichen Zensurinfrastruktur geeinigt. Das „Zugangser-
schwerungsgesetz“ wird den Bundestag voraussichtlich im Laufe des heutigen 
Donnerstages passieren. Über 130.000 Bürger hatten ihrer Besorgnis Ausdruck 
verliehen und die Petition unterzeichnet. Unter dem Motto „Löschen statt Sper-
ren“ setzt die Piratenpartei Berlin den Protest auch offline fort und ruft zu einer 
Demonstration gegen die Internetzensur am Samstag, dem 20.06.2009 um 12:00 
auf. Der Treffpunkt ist vor dem Willy-Brandt-Haus in der Wilhelmstraße. Die De-
monstration findet unabhängig von dem Ergebnis der dritten Lesung statt.

„Das mittels Lügen auf den Weg gebrachte Gesetz stellt die demokratische 
Grundordnung Deutschlands auf den Kopf“, erklärt Florian Bischof, Berliner 
Spitzenkandidat der PIRATEN für die Bundestagswahl, den Grund der Demons-
tration. „Dem Gesetzesentwurf zufolge sollen Inhalte aus dem Internet primär 
nicht entfernt, sondern lediglich gesperrt werden. Aus dem Lager der CDU/CSU 
sind bereits erste Wünsche zur Erweiterung der Sperrlisten gemäß den von uns 
vermuteten Begehrlichkeiten der Urheberrechtslobby laut geworden.“

Nicht nur die Bürger sind besorgt. Selbst die Basis der SPD hatte deutlich gegen 
den Gesetzentwurf aufbegehrt. Bereits während des SPD-Parteitages zeigte sich 
ein tiefer Spalt innerhalb der Sozialdemokraten. So wurde ein Initiativantrag der 
SPD-Basis zur Ablehnung des Gesetzes aufgrund nicht erwünschter medialer 
Aufmerksamkeit vom SPD-Vorstand abgelehnt. Viele der so verstörten SPD-
Mitglieder zeigten daraufhin offen ihre Sympathie zu den PIRATEN.

„Wir geben jedem enttäuschten SPD-Mitglied am Samstag die Chance, ein neues 
politisches Zuhause finden“, so Bischof. „Wir tauschen SPD-Parteibücher gegen 
Mitgliedsausweise der Piratenpartei um. Und für die, die länger keinen Blick mehr 
hinein geworfen haben, verteilen wir auch wieder Grundgesetze.“

Weitere Informationen, auch über Aktionen in anderen Städten, sind im Internet 
unter http://loeschenstattsperren.de/ zu finden.
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Pressemitteilung vom 20.6.2009

Piratenpartei-Unterstützer in der SPD
können Zensurgesetz nicht verhindern

Am 18.6.2009 verpasste die SPD-Bundestagsfraktion die historische Chance, das 
umstrittene Zensurgesetz zu Fall zu bringen, von dem nun letztendlich nur die 
federführenden Minister der Union profitieren werden.

Die Piratenpartei Deutschland hat nun für Samstag, den 20.6. bundesweit zu 
Demonstrationen gegen das Gesetz aufgerufen. Es wird erwartet, dass sich Bun-
destagsmitglied Jörg Tauss, einer von nur drei Abgeordneten der SPD, die gegen 
das Gesetz gestimmt haben, auf der Demonstration in Berlin zu seiner zukünf-
tigen politischen Karriere und über die genaue Form seiner Kooperation mit den 
PIRATEN Stellung bezieht.

Obwohl während der Debatte am Donnerstag viele der von den PIRATEN und der 
Internet-Community vorgebrachten Argumente genannt worden waren, ließen 
sich die Parlamentarier der großen Koalition nicht mehr von ihren Plänen abbrin-
gen. Schlussendlich waren von 535 Stimmen 389 dafür und 128 dagegen, sowie 
18 Enthaltungen. Noch am Morgen der Abstimmung hatte Jan Moenikes, Bun-
destagskandidat der SPD, zusammen mit zahlreichen anderen Mitgliedern seine 
Partei ein letztes Mal aufgefordert, sich den kritischen Argumenten gegen das 
Gesetz zugänglich zu machen.[1] Am Vortag hatte sich auch der Online-Beirat 
der SPD ausdrücklich vom geplanten Gesetz distanziert.[2]

Die unklare Haltung der SPD im Vorfeld der Abstimmung brachte nun der jungen 
Piratenpartei auf überraschende Weise weitere Aufmerksamkeit. Moenikes hatte 
in den letzten Tagen in mehreren Online-Netzwerken eine Gruppe „Piraten in der 
SPD“ eröffnet und darin neben „Zensursula“ auch andere Themen der Piratenpar-
tei aufgegriffen. „Wir sehen die ‚Piraten in der SPD‘ als einen Schritt in die richti-
ge Richtung“, so Jens Seipenbusch, stellvertretender Vorsitzender der PIRATEN. 
„Wir hoffen, dass sich die Parteiführung der SPD möglichst bald den Argumenten 
ihrer eigenen Basis öffnet.“

Als gescheitert angesehen wird der Versuch des Abgeordneten Martin Dörmann, 
die Bereitschaft der SPD zu rechtfertigen, die Verträge der Familienministerin 
mit den Providern durch ein Gesetzesform zu versilbern. Dabei stellt Dörmann 
in seiner Erklärung selbst fest, dass die SPD „Zweifel an der Rechtmäßigkeit der 
Verträge“ vom 17. April habe, und diese nach ihm, „keinen hinreichenden Grund-
rechtsschutz gewährleisten“. [3] Florian Bischof, Berliner Spitzenkandidat für 
die Bundestagswahl sagte dazu: „Dass die SPD-Fraktion erneut sehenden Auges 
Verfassungsbruch begeht, überrascht uns nicht. Schon nach dem Beschluss zur 
Vorratsdatenspeicherung im Jahre 2007 hatten zahlreiche Abgeordnete aus den 
Reihen der SPD zu Protokoll gegeben, sie gingen davon aus, dass sie damit Bei-
hilfe zum Verfassungsbruch geleistet hätten. Dieses Vorgehen muss endlich ein 
Ende haben.“ [4]

[1] http://netzpolitik.org/2009/bericht-von-der-sperrwache-in-berlin/

[2] http://netzpolitik.org/2009/online-beirat-der-spd-gegen-zensurgesetz/

[3] http://netzpolitik.org/wp-upload/090618-ak-zensur-afreude-kipornografie-
bekaempfungsg.pdf

[4] http://de.wikipedia.org/wiki/Vorratsdatenspeicherung#Erkl.C3.A4rung_
der_26_SPD-Abgeordneten
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Pressemitteilung vom 19.6.2009

Zensurgesetz verabschiedet –
Opposition versagt in ihrer Rolle

Am Donnerstagabend wurde im Bundestag das heftig umstrittene Gesetz zur 
Bekämpfung von Kinderpornographie durch Internetsperren verabschiedet. Das 
Gesetz war in letzter Minute geändert worden und wird nun unter der Bezeich-
nung „Zugangserschwerungsgesetz“[1] geführt.

„Der Bundestag hat heute den ganz großen Wurf geleistet,“ kommentiert Florian 
Bischof, Spitzenkandidat der Berliner Piratenpartei für die Bundestagswahl. 
„Nicht nur wurde die Einführung einer umfassenden Zensurinfrastruktur und 
auch die Abschaffung der in Deutschland seit 1949 bestehenden Gewaltentei-
lung beschlossen; dazu wurde noch eine quasi geheim arbeitende Polizeieinheit 
geschaffen. Dass irgendein Gremium, von dem noch nicht einmal klar ist, wie 
es besetzt wird, alle paar Monate mal einen Blick auf die Zensurliste werfen soll, 
halte ich für den Ernst der Thematik nicht angemessene Symbolpolitik. Die große 
Koalition denkt wohl, sie könne damit die Bürger für dumm verkaufen!“

„Besonders enttäuscht sind wir vom Abstimmungsverhalten der Opposition, die 
es bereits im Vorfeld verpasst hatte, deutlich gegen das Gesetz Stellung zu be-
ziehen“, so Bischof. „Während die Linkspartei durch Abwesenheit glänzte, zog es 
ein Drittel der Grünen vor, sich bei der Abstimmung zu enthalten.[2] Wer in einer 
derart wichtigen Situation den Schwanz einzieht, nur weil es sich vielleicht um 
ein sensibles Thema handelt, macht sich für die Internet-Gemeinde unwählbar.“
Um ihrem Protest Ausdruck zu verleihen, ruft die Piratenpartei in einem breiten 
Bündnis alle Bürger dazu auf, sich am kommenden Samstag um 12 Uhr an den 
bundesweiten Demonstrationen gegen das Zensurgesetz zu beteiligen. In Berlin 
ist der Treffpunkt vor der SPD-Parteizentrale in der Wilhelmstraße.

[1] http://www.zugerschwg.com/

[2] http://www.abgeordnetenwatch.de/internet_sperren-636-180----p_11_abst_
ent.html#abst_verhalten
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Patricia Hecht / Tagesspiegel vom 11.6.2009



Mehmet Toprak/ Wirtschaftswoche vom 13.06.2009

Acht Gründe für die Piratenpartei

Das Internet hat seine erste Partei. Die Piratenpartei fordert die etablierte Politik 
heraus. Vorschläge wie Beschränkung des Urheberrechts, Freigabe aller Killer-
spiele oder das Verbot von Kopierschutz wirken weltfremd. Wiwo.de-Autor Meh-
met Toprak hasst solche Ideen. Doch dann ist er ins Grübeln gekommen.

„Schreiben Sie doch mal was über die Piratenpartei“, meinte Angela Hennersdorf, 
meine Chefin bei der wiwo.de-Redaktion. Das sind diese Digital-Chaoten, die für 
freies Kopieren und gegen jede Art von Webzensur sind. Sitzen jetzt sogar mit 
einem Abgeord neten im EU-Parlament. Die mag ich nicht. Also gut, Chefin. Da 
ich eh gerade schlechte Laune habe, schreibe ich einfach einen Verriss.

Wer sind die überhaupt? Die in 2006 in Schweden gegründete „Piratpartiet“ hat 
dort 7,4 Prozent der Stimmen geholt. Das reicht für den besagten Sitz im Euro-
paparlament. Auch Deutschland haben die Piraten inzwischen geentert und bei 
der EU-Wahl 229 117 Stimmen bekommen (0,9 Prozent). Um auch für die Bun-
destagswahl zugelassen zu werden, braucht die Partei noch Unterstützung und 
sammelt dafür gerade Unterschriften auf ihrer Webseite.

Was die Partei genau will?

Der Name sagt schon alles. Sie sind gegen alles, was nach staatlichem Eingriff 
schmeckt und für alles, was nach Freiheit riecht. Sie wollen die Vorratsdatenspei-
cherung abschaffen und die Privatsphäre stärken.

Das Briefgeheimnis soll zu einem „generellen Kommunikationsgeheimnis“ erwei-
tert werden. Außerdem wollen sie die Patente abschaffen und den gewerblichen 
Urheberrechtsschutz auf fünf Jahre beschränken. Jeder sollte die Freiheit haben, 
aus einem urheberrechtlich geschützten Werk „abgeleitete Werke“ herzustellen. 
Gemeint sind damit so was wie Parodien, längere Zitate oder die kreative Weiter-
verarbeitung. Und dann wollen die Piraten zum Kopieren von CDs, Filmen oder 
Literatur ermuntern. Kopierschutztechniken sollen dagegen verboten werden. 
Eine sehr überschaubare und eindeutige Agenda.

Die Ziele dieser Partei sind also ziemlich genau das Gegenteil von allem, woran 
gesetzestreue Internet-Bürger wie ich glauben. Andererseits schadet es nichts, 
mal ein bisschen nachzudenken. Was könnten Gründe sein, diese Partei zu wäh-
len?
  
1. Grund: Lobby der Internetnutzer

Nun, ein Vorteil wäre wohl, dass vor allem jugendliche PC- und Internetnutzer 
so etwas wie eine politische Vertretung bekämen. Denn schließlich ist es gerade 
diese Gruppe, die die Entwicklung von PC und Internet enorm geprägt hat. Da ist 
es nur gerecht, wenn sich das auch im Parlament widerspiegelt.

2. Grund: IT-Kompetenz in der Politik

Ein zweiter Grund wäre, dass die Politiker gezwungen wären, alle Themen rund 
um Internet und Computer mit mehr Fachkompetenz anzugehen.
Das allermeiste, was Spitzenpolitiker bisher zu Technikthemen zu sagen hatten, 
wirkt unbeholfen und linkisch, um das geringste zu sagen. Das liegt wohl einfach 
daran, dass die Generation, die jetzt am Ruder ist, nicht mit dem PC aufgewach-
sen ist.



Sie können vielleicht eine SMS schreiben oder mit dem Blackberry posieren, aber 
das Verständnis von Technik bleibt trotzdem oberflächlich. Abgeordnete aus der 
Technik-Fraktion könnten da ein anderes Niveau in die Diskussion bringen.

Deswegen würde ich die Piratenpartei aber noch lange nicht wählen.

3. Grund: Die internationale WWW-Partei

Die Piratenpartei ist schon in vielen Ländern zuhause: Schwarz: registriert, Blau: 
aktiv, aber nicht registriert, Rot: in Gründung. Grau: noch keine Piratenpartei 
Piratenpartei
Zugegeben, es gibt noch ein drittes Argument. Die Organisation ist weltweit 
schon in vielen Ländern als Partei registriert oder in der Gründungsphase. Peru, 
Frankreich, Argentinien, Australien, Brasilien, USA, Südafrika und Rumänien, um 
nur einige Beispiele zu nennen.

Daraus ergibt sich langfristig die Chance, Gesetze und Regelungen so zu gestal-
ten, dass sie nicht nur ein einzelnes Land, sondern europaweit oder noch besser 
weltweit betreffen. Genau darum heißt es ja auch: WWW, World Wide Web.

Immer noch nicht genug, diese Partei zu wählen.

4. Grund: Das utopische Potenzial

Wenn man sich die Forderungen der Piraten auf deren Internetseite mal durch-
liest, dann klingt das gar nicht so blöd. Sie verweisen darauf, dass Patente und 
private Monopole die Gesellschaft schädigen können. Das gilt auch für den 
Bereich des Softwarepatente. Patente sorgen dafür, dass einzelne Firmen eine 
ganze Menge Geld verdienen - das sei ihnen gegönnt - haben aber den Nachteil, 
dass sie insgesamt die technische Entwicklung bremsen, weil nur einige wenige 
diese Patente anwenden können. Ob man deshalb alle Patente gleich abschaffen 
muss, ist eine andere Frage, aber kritisch nachdenken sollte man schon.

Das mit dem Urheberrecht ist auch nicht so falsch. Im Internet könnten theore-
tisch alle Menschen jederzeit auf alle Informationen oder Kulturgüter wie Lite-
ratur, Musik, Film oder Bildende Kunst zugreifen. Die Digitalisierung macht es 
möglich, dass Sie diese dann auch gleich kreativ weiterverarbeiten. Fantastische 
Möglichkeiten. Das Internet als die Wissens- und Ideenmaschine der Menschheit. 
Das Urheberrecht in seiner derzeitigen Form wirkt da als Bremse.

Zurecht weist die Piratenpartei auf ihrer Webseite darauf hin, dass unzählige 
Filme oder auch Musikaufnahmen ungenutzt in Tresoren liegen, weil es sich nicht 
lohnt, diese auf DVD zu veröffentlichen. Sie aber deshalb freizugeben, auf die 
Idee kommt keiner.

Könnte ja sein, dass es sich irgendwann mal doch lohnt. Aber bis dahin bleibt 
dieses Kulturgut verschlossen im Tresor. Eine Reform des Urheberrechts könnte 
das verhindern. Kultur gehört nicht in die Tresore der Unterhaltungskonzerne, sie 
gehört auf Plattformen, die für jeden offen sind.

Mit solchen Gedankengängen zielt die Piratenpartei auf das utopische Potenzial 
des Internets. Das ist in den letzten Jahren doch die Kommerzialisierung leider 
völlig verloren gegangen. Wenn Produktmanager heute von „Visionen“ sprechen, 
dann meinen Sie meistens nur noch mehr Pixel oder noch mehr Gigabyte. Bei der 
kleinkarierten Pixel-Huberei verliert man aber das eigentliche Ziel aus den Au-
gen. Die Technik soll schließlich den gesellschaftlichen Fortschritt unterstützen.

Wenn es nun eine Partei gibt, die für solche Utopien kämpft, dann wäre das fast 
ein Grund sie zu wählen.



5. Grund: Bürgerrechte im Digitalzeitalter

Auch den radikalen Forderungen nach Schutz der Privatsphäre, die auf den ersten 
Blick weltfremd wirken, kann man einiges abgewinnen. Niemand bestreitet, dass 
die Privatsphäre im Digitalzeitalter massiv bedroht ist.

Eine Partei, die mit einem technisch tiefen Verständnis im Parlament für die Bür-
gerrechte im Internet kämpft, gibt es bisher noch nicht. Das böte also die Chan-
ce, die Bürgerrechte im Web auf Basis der neuen technischen Voraussetzungen 
vollkommen neu zu verhandeln und festzulegen.

Noch ein Pluspunkt für die Piratenpartei.

6. Grund: Impulse für die Wirtschaft

Die auf den ersten Blick unverschämte Forderung das private Kopieren und Wei-
tergeben von Musik, Filmen oder Büchern komplett freizugeben, könnte parado-
xerweise auch der Internet-Wirtschaft einen Impuls geben.

Wenn in Zukunft der Tausch von Waren, Informationen oder Dienstleistungen 
digital organisiert und teilweise sogar ohne Geld stattfindet, könnte das, so 
ketzerisch das auch klingen mag, die Regeln von Wirtschaft und Gesellschaft neu 
definieren. Wie genau das gehen soll? Keine Ahnung. Da müssen sie schon die 
Piratenpartei fragen. Die sind vielleicht irgendwann mal zuständig dafür.

Grund Nummer 7: Neustart beim Denken

Radikale Manifeste wie das der Piratenpartei sollte man nicht belächeln. Sie 
haben den Vorzug, alte Denkmuster und verstaubte Traditionen, die wir uns noch 
im Analogzeitalter angewöhnt haben, in Frage zu stellen.

Wenn es richtig ist, dass die Internet-Ära mit all ihren fantastischen Möglichkei-
ten die Gesellschaft total verändert – das sagen ja alle – dann ist es auch richtig, 
die alten Vorstellungen zu Themen wie Urheberrecht, Bürgerrecht oder Privat-
sphäre zu hinterfragen. Genau das leistet das Manifest der Piratenpartei.

Jetzt bin ich eigentlich schon ziemlich nahe dran, das Piratenschiff zu besteigen.

Grund Nummer 8: Subkultur fließt in Mainstream

Es klingt vielleicht ein bisschen zynisch. Mit der Piratenpartei fließt eine poten-
ziell gefährliche Subkultur in den Mainstream der Politik ein. Mit andern Worten: 
Lass‘ die Jungs ruhig in die Politik gehen, in der Quasselbude Bundestag können 
sie eh´ keinen Schaden anrichten.

Das ist die zynische Interpretation. Die bessere Option ist aber die, dass eine 
Subkultur, die bisher entfremdet von der etablierten Politik vor sich hin dümpel-
te, sich schrittweise einmischt und neue Ideen mitbringt. Das würde der Politik 
ziemlich gut tun.

Und das sind die acht Gründe, warum ich beim nächsten Mal die Piratenpartei 
wählen werde.
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